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11. Auf Terrassengeschoßen sind Wintergärten unter folgenden Vorraussetzungen 
zulässig: 

a) der Höhenunterschied zwischen Hauptfirst und First des Wintergartens muss 
mindestens 50 cm betragen 

b) das Dach des Wintergartens muss die gleiche Neigung wie das 
Hauptgebäude besitzen 

12. Schalltechnisch erforderliche Glasvorbauten sind auf Parzellen mit erhöhten        
Schallschutzanforderungen außerhalb der Baugrenzen ohne Anrechnung auf die 
Grundfläche und Geschoßfläche mit einer Mindesttiefe von 0,70 m und einer 
maximalen Tiefe von 1,50 m zulässig. Dies betrifft die Doppelhäuser südlich 
Praetoriusbogen bzw. nördlich Edeka (Prätoriusbogen 9 – 27), sowie die östliche und 
mittlere Reihenhauszeile Hans-Sponholz-Anger 38 – 42 und Josef-Brendle-Str. 4 – 8, 
sowie das Baugebiet WA2. 

13. Die Festsetzung B.5.2 regelt die Gestaltung von Dachgauben im Baugebiet WA3. Es 
wird dabei allerdings auf die Errichtung eines Vierspänners, Einzelbreite 6,0 m, 
abgezielt. Da aber die östliche und mittlere Reihenhauszeile mit Dreispännern 
realisiert wird, Einzelbreite je 8,0 m, muss die Gestaltung von Dachgauben wie folgt 
geändert werden: 

a) Bei Reihenhäusern mit einer Einzelbreite von 8,0 m sind jeweils 2 
Dachgauben bis 1,40 m Breite, ausgemittelt zulässig. Der Abstand zwischen 
den beiden Gauben muss der Breite einer Gaube entsprechen. 

b) Alternativ zu a) ist bei Reihenhäusern mit einer Einzelbreite von 8,0 m eine (1) 
Dachgaube zulässig, wenn sie maximal 2,0 m breit und ausgemittelt ist. 

c) Je Hausgruppe sind nur gleiche Dachgauben hinsichtlich Anzahl und Lage, 
Breite, Dachform, Profil und Material zulässig. 

14. Garagen mit Satteldach sind nur zwischen zwei Einzelhäusern mit Zeltdach zulässig. 
Die  

  Dachneigung muss der des Hauptgebäudes entsprechen. 
 
Die übrigen Festsetzungen des Bebauungsplanes Friedenseiche V Nr. 156 gelten weiter 
unverändert. 
 
Durch die Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes werden die Grundzüge der 
Planung nicht berührt. Es kann das vereinfachte Verfahren gemäß § 13 BauGB angewendet 
werden, weil 
 

1. die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen nicht vorbereitet oder 
begründet wird und 

2. keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b 
BauGB genannten Schutzgüter bestehen.  

 
Im vereinfachten Verfahren kann  

1. von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
abgesehen werden, 

2. der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb 
angemessener  Frist gegeben oder wahlweise die Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB 
durchgeführt werden, 

3. den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur 
Stellungnahmen innerhalb angemessener Frist gegeben oder wahlweise die 
Beteiligung nach § 4 Abs. 2 durchgeführt werden. 

 
Nach § 13 Abs. 3 BauGB wird im vereinfachten Verfahren von der Umweltprüfung, dem  












